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1. Instanz

Aktenzeichen S 3 KA 49/01
Datum 21.05.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 2 KA 19/03
Datum 09.02.2005

3. Instanz

Datum -

1. Die Berufung der KlÃ¤ger gegen das Urteil des Sozialgerichts Hamburg vom 21.
Mai 2003 wird zurÃ¼ckgewiesen. 2. Die KlÃ¤ger haben die auÃ�ergerichtlichen
Kosten des Beklagten zu erstatten. Im Ã�brigen sind Kosten nicht zu erstatten. 3.
Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist die RechtmÃ¤Ã�igkeit der Schiedsamtsentscheidung
Ã¼ber die HÃ¶he des GesamtvergÃ¼tungsanteils fÃ¼r psychotherapeutische
Leistungen fÃ¼r das Jahr 2000 streitig.

Den bis dahin im Rahmen des Delegationsverfahrens oder des
Kostenerstattungsverfahrens tÃ¤tig gewesen Psychotherapeuten wurde mit dem
Gesetz Ã¼ber die Berufe des Psychologischen Psychotherapeuten und des Kinder-
und Jugendlichenpsychotherapeuten, zur Ã�nderung des FÃ¼nften Buches
Sozialgesetzbuch (SGB V) und anderer Gesetze vom 16. Juni 1998 (BGBl. I S. 1311;
Psychotherapeuten-EinfÃ¼hrungsgesetz, EinfG-PsychThG) die MÃ¶glichkeit einer
Zulassung zur vertragsÃ¤rztlichen Versorgung und damit die Berechtigung zur
unmittelbaren Behandlung von Kassenpatienten eingerÃ¤umt. In Art. 11 dieses
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Gesetzes wurde das erforderliche Honorarvolumen fÃ¼r psychotherapeutische
Leistungen fÃ¼r 1999 festgelegt. Die Regelung enthielt eine Ausgabenobergrenze
und bestimmte daneben ein Mindesthonorarniveau fÃ¼r die zu vereinbarende
VergÃ¼tung. Die Vertragspartner des Gesamtvertrages hatten fÃ¼r 1999 nach
diesen gesetzlichen Vorgaben den HÃ¶chstbetrag fÃ¼r die VergÃ¼tung der
psychotherapeutischen Leistungen mit 56.569.052,87 DM vereinbart. Dieser Betrag
wurde nicht ausgeschÃ¶pft, sondern um 3.075.573,72 DM unterschritten.

FÃ¼r die Zeit ab 1. Januar 2000 gelten keine speziellen gesetzlichen Vorgaben zur
HÃ¶he der VergÃ¼tung fÃ¼r psychotherapeutische Leistungen. Nachdem insoweit
eine vertragliche Vereinbarung im Gesamtvertrag Ã¼ber die HÃ¶he der
VergÃ¼tung fÃ¼r psychotherapeutische Leistungen zwischen den KlÃ¤gern und der
Beigeladenen nicht zustande gekommen war, rief die Beigeladene im September
2000 den Beklagten an. Mit Schiedsspruch vom 14. Dezember 2000 entschied
dieser, dass der GesamtvergÃ¼tungsanteil fÃ¼r psychotherapeutische Leistungen
fÃ¼r das Jahr 2000 quartalsweise als Kopfpauschalenanteil ermittelt wird und sich
folgendermaÃ�en zusammensetzt: "1.1 Das VergÃ¼tungsvolumen der Ersatzkassen
nach Anlage I Nr. 5 wird quartalsweise durch die Mitglieder der Ersatzkassen mit der
MaÃ�gabe dividiert, dass der nach Art. 21 Â§ 1 GKV-Gesundheitsreformgesetz 2000
(GKV-GRG 2000) zu berÃ¼cksichtigende Anteil der kopfpauschalierten
GesamtvergÃ¼tung (fÃ¼r das Jahr 1999) fÃ¼r die Entwicklung der
GesamtvergÃ¼tung im Beitrittsgebiet zur VerfÃ¼gung gestellt wird, soweit dieser
nicht bereits in der Honorarvereinbarung fÃ¼r das Jahr 2000 berÃ¼cksichtigt
wurde. Der VdAK/AEV setzt sich dafÃ¼r ein, dass die GesamtvergÃ¼tung im
Beitrittsgebiet entsprechend weiter entwickelt wird. 1.2 Die so ermittelten BetrÃ¤ge
werden um 1,2 % erhÃ¶ht. 1.3 Die so errechneten Kopfpauschalen werden mit den
Mitgliedern des Abrechnungsquartals multipliziert und ergeben die
GesamtvergÃ¼tungsanteile der Ersatzkassen fÃ¼r psychotherapeutische
Leistungen im Jahre 2000. 1.4 Die Kopfpauschalenanteile fÃ¼r
psychotherapeutische Leistungen werden in einer Protokollnotiz zu dieser
Vereinbarung aufgefÃ¼hrt."

Damit legte der Beklagte die VergÃ¼tung auf Basis des HÃ¶chstbetrages der
GesamtvergÃ¼tung fÃ¼r das Jahr 1999 und nicht unter Zugrundelegung des
tatsÃ¤chlich in Anspruch genommenen Ausgabenvolumens fest. Zur BegrÃ¼ndung
fÃ¼hrte er aus, gegen die Zugrundelegung des tatsÃ¤chlichen Ausgabenvolumens
spreche, dass 1999 ein untypisches Ausgabenjahr gewesen sei. Dies zeige der
Anstieg der Leistungsmenge im Laufe des Jahres 1999 und auch der Vergleich der
Quartale I/99 und I/00. Die Unterschiede seien nicht auf das Verhalten der
Psychotherapeuten, sondern vor allem auf die restriktivere Genehmigungspraxis
der KrankenversicherungstrÃ¤ger zurÃ¼ckzufÃ¼hren.

Die dagegen gerichtete Klage hat das Sozialgericht mit Urteil vom 21. Mai 2003
abgewiesen. Die Entscheidung des Beklagten halte sich im gesetzlichen Rahmen
und sei nicht zu beanstanden.

Gegen diese Entscheidung haben die KlÃ¤ger Berufung eingelegt. Die
erstinstanzliche Entscheidung sei unzutreffend. Der Beklagte hÃ¤tte fÃ¼r die
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VergÃ¼tung im Jahre 2000 das tatsÃ¤chliche Ausgabenvolumen des Jahres 1999
zugrunde legen mÃ¼ssen. Im Regelfall sei die fÃ¼r das vorangegangene Jahr
vereinbarte GesamtvergÃ¼tung die Basis fÃ¼r VerÃ¤nderungen. Sie trage die
Vermutung der Angemessenheit in sich. Einen Grund hiervon abzuweichen gebe es
entgegen der Auffassung des Beklagten und des Sozialgerichts nicht, denn die
TÃ¤tigkeit der Kostenerstattungstherapeuten sei im ersten Quartal 1999 nicht
eingeschrÃ¤nkt gewesen. Ausgabenvolumina habe es sowohl fÃ¼r die
psychotherapeutischen Leistungen innerhalb als auch auÃ�erhalb
vertragsÃ¤rztlicher Versorgung gegeben. Deswegen komme es auch nicht darauf
an, in welchem Umfang noch Therapeuten im Jahre 1999 zur vertragsÃ¤rztlichen
Versorgung zugelassen worden seien. Die Behauptung, aufgrund der EinfÃ¼hrung
des PsychThG habe ein Einbruch im Behandlungsvolumen stattgefunden, kÃ¶nne
nicht nachvollzogen werden. Die Behandlungsindikationen seien von der
Abrechnung und damit von den Ausgaben fÃ¼r psychotherapeutische Leistungen
unabhÃ¤ngig. Es sei schwer vorstellbar, dass sich die Anzahl der BehandlungsfÃ¤lle
im Jahre 1999 verringert haben solle.

Die in Art. 11 EinfGPsychThG festgelegte Obergrenze fÃ¼r das Jahr 1999 habe nicht
ausgeschÃ¶pft werden mÃ¼ssen und sei es auch nicht worden. Nur die tatsÃ¤chlich
in Anspruch genommene VergÃ¼tung kÃ¶nne angemessen und wirtschaftlich sein
und Â§ 72 Abs. 2 SGB V genÃ¼gen. Wenn die tatsÃ¤chlichen Ausgaben 1999 von
den vereinbarten Ausgaben nach unten abwichen, die Versicherten aber mit den
notwendigen Behandlungen versorgt seien, kÃ¶nne daraus nur der Schluss gezogen
werden, dass das tatsÃ¤chliche Ausgabenvolumen das ursprÃ¼nglich als
angemessen vereinbarte Ausgabenvolumen widerlege.

Die durch den Beklagten vorgenommene Berechnung fÃ¼hre zu einer
tatsÃ¤chlichen ErhÃ¶hung der GesamtvergÃ¼tung um 8 %. Das stelle eine
Verletzung der BeitragssatzstabilitÃ¤t dar, denn die VerÃ¤nderungsrate fÃ¼r 2000
dÃ¼rfe lediglich 1,43 % betragen.

Im Ã�brigen seien sie, die KlÃ¤ger, im Ergebnis durch die getroffene Entscheidung
gegenÃ¼ber anderen KrankenkassenverbÃ¤nden benachteiligt.

Die KlÃ¤ger beantragen, das Urteil des Sozialgerichts Hamburg vom 21. Mai 2003
sowie den Beschluss des Beklagten vom 30. November 2000 aufzuheben und den
Beklagten zu verurteilen, Ã¼ber die HÃ¶he des GesamtvergÃ¼tungsanteils fÃ¼r
psychotherapeutische Leistungen fÃ¼r das Jahr 2000 unter Beachtung der
Rechtsauffassung des Gerichts neu zu entscheiden.

Beklagter und Beigeladene beantragen, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie halten die Entscheidung des Sozialgerichts fÃ¼r zutreffend. Der Beklagte habe
hier eine Regelung getroffen wie sie auch durch die Vertragsparteien hÃ¤tte
vereinbart werden kÃ¶nnen. Gesetzliche GrundsÃ¤tze wÃ¼rden nicht verletzt. FÃ¼r
die Prognoseentscheidung habe sich aus den Zahlungen von 1999 ergeben, dass
der Einbruch bei den Kostenerstattungen bei weitem nicht durch die gezahlten
VergÃ¼tungen an psychotherapeutische Leistungserbringer in der
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vertragsÃ¤rztlichen Versorgung ausgeglichen worden sei. Daraus habe sich der
Unterschied zwischen vereinbarter und gezahlter VergÃ¼tung ergeben. Das Jahr
1999 sei damit untypisch. Eine Verringerung der Zahl der BehandlungsfÃ¤lle sei in
der Tat schwer vorstellbar. Die Behauptung der KlÃ¤ger, die
Kostenerstattungstherapeuten seien in ihrer TÃ¤tigkeit nicht eingeschrÃ¤nkt
gewesen, treffe nicht zu, denn sogar die Mitgliedskassen der KlÃ¤ger hÃ¤tten
bekundet, dass in Hamburg mit Beginn des Jahres 1999 die Praxis der Zusage von
KostenÃ¼bernahmen Ã¤uÃ�erst restriktiv gehandhabt worden sei. Die Zahl der
BehandlungsfÃ¤lle sei nicht allein aufgrund der Indikationsstellung, sondern vor
allem wegen dieser deutlichen TÃ¤tigkeitseinschrÃ¤nkung der Kostentherapeuten
zurÃ¼ckgegangen.

Wegen des Sachverhalts im Einzelnen wird auf die in der Sitzungsniederschrift vom
9. Februar 2005 aufgefÃ¼hrten Akten und Unterlagen verwiesen. Sie sind
Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung und Beratung des Senats gewesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die statthafte, form- und fristgerecht eingelegte und auch im Ã�brigen zulÃ¤ssige
Berufung der KlÃ¤ger (vgl. Â§Â§ 143, 144, 151 Sozialgerichtsgesetz (SGG)) ist nicht
begrÃ¼ndet.

Die Entscheidung des beklagten Schiedsamtes ist nach der stÃ¤ndigen
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG 16.7.03, B 6 KA 29/02 R, BSGE 91,
153 und 28.4.04, B 6 KA 62/03 R, zur VerÃ¶ffentlichung in SozR 4 vorgesehen) nur
einer eingeschrÃ¤nkten gerichtlichen Kontrolle zugÃ¤nglich. Den SchiedsÃ¤mtern
steht eine weite Gestaltungsfreiheit zu. Dementsprechend sind ihre Entscheidungen
nur daraufhin zu Ã¼berprÃ¼fen, ob sie die grundlegenden verfahrensrechtlichen
Anforderungen und in inhaltlicher Hinsicht die zwingenden rechtlichen Vorgaben
einhalten. Die inhaltliche Kontrolle beschrÃ¤nkt sich darauf, ob der vom
Schiedsspruch zu Grunde gelegte Sachverhalt zutrifft und ob das Schiedsamt den
ihm zustehenden Gestaltungsspielraum eingehalten, d.h. die maÃ�geblichen
RechtsmaÃ�stÃ¤be beachtet hat. Das ist vorliegend der Fall.

Der zugrunde gelegte objektivierbare Sachverhalt ist zutreffend. Hinsichtlich der
Frage, wie die NichtausschÃ¶pfung des gesetzlichen HÃ¶chstbetrags fÃ¼r
psychotherapeutische Leistungen im Jahre 1999 um 3.075.573,72 DM zustande
kam, hat der Beklagte eine EinschÃ¤tzung vorgenommen. Diese EinschÃ¤tzung
wird zwar nur von der Beigeladenen und nicht auch von den KlÃ¤gern geteilt, ist
aber dennoch nicht zu beanstanden. Da die GrÃ¼nde fÃ¼r das
Abrechnungsverhalten nicht konkret festgestellt werden kÃ¶nnen, von den
Ursachen jedoch abhÃ¤ngt, welche SchlÃ¼sse fÃ¼r die VergÃ¼tungsregelung im
Jahre 2000 hieraus zu ziehen sind, musste der Beklagte eine eigene EinschÃ¤tzung
vornehmen. Gegen Denkgesetze hat er dabei nicht verstoÃ�en, vielmehr liegt seine
EinschÃ¤tzung im Bereich der mÃ¶glichen Interpretation mit nachvollziehbarer
BegrÃ¼ndung. Es ist nicht Sache des Gerichts festzustellen, inwieweit eine andere
Interpretation mÃ¶glich oder gar zutreffender wÃ¤re.
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Der Schiedsspruch verstÃ¶Ã�t auch nicht gegen zwingende Rechtsvorschriften.

GemÃ¤Ã� Â§ 85 Abs. 2 Satz 1 SGB V in der ab 1.1.2000 und bis zum 31.12.2001
gÃ¼ltigen Fassung wird die HÃ¶he der GesamtvergÃ¼tung im Gesamtvertrag mit
Wirkung fÃ¼r die beteiligten Krankenkassen vereinbart. Hinsichtlich der
VergÃ¼tung psychotherapeutischer Leistungen kam zwischen der Beigeladenen
und den KlÃ¤gern ein solcher Vertrag nicht zustande. An seine Stelle trat der hier
angegriffene Schiedsspruch. Der Beklagte hat deswegen die Vorschriften zu
beachten, welche die Vertragsparteien hÃ¤tten berÃ¼cksichtigen mÃ¼ssen. Â§ 85
Abs. 3 SGB V schreibt vor, dass die VerÃ¤nderungen der GesamtvergÃ¼tungen
unter BerÃ¼cksichtigung der Praxiskosten, der fÃ¼r die vertragsÃ¤rztliche
TÃ¤tigkeit aufzuwendenden Arbeitszeit sowie der Art und des Umfangs der
Ã¤rztlichen Leistungen, soweit sie auf einer gesetzlichen oder satzungsmÃ¤Ã�igen
Leistungsausweitung beruhen, zu vereinbaren sind. Bei der Vereinbarung der
VerÃ¤nderungen der GesamtvergÃ¼tungen ist der Grundsatz der
BeitragssatzstabilitÃ¤t (Â§ 71) in Bezug auf das Ausgabenvolumen fÃ¼r die
Gesamtheit der zu vergÃ¼tenden vertragsÃ¤rztlichen Leistungen zu beachten.
GemÃ¤Ã� Â§ 71 Abs. 1 Satz 1 SGB V (idF ab 1.1.2000 bis 29.4.2002) sind u.a. die
Vereinbarungen Ã¼ber die VergÃ¼tungen so zu gestalten, dass
BeitragssatzerhÃ¶hungen ausgeschlossen werden, es sei denn, die notwendige
medizinische Versorgung ist auch nach AusschÃ¶pfung von
Wirtschaftlichkeitsreserven ohne BeitragssatzerhÃ¶hungen nicht zu gewÃ¤hrleisten.
Um diesen Vorgaben zu entsprechen, darf die vereinbarte VerÃ¤nderung der
jeweiligen VergÃ¼tung die sich bei Anwendung der VerÃ¤nderungsrate fÃ¼r das
gesamte Bundesgebiet nach Abs. 3 ergebende VerÃ¤nderung der VergÃ¼tung nicht
Ã¼berschreiten (Â§ 71 Abs. 2 Satz 1 SGB V).

Die Zugrundelegung des fÃ¼r 1999 gesetzlich vorgesehenen HÃ¶chstbetrags
(entsprechend der Berechnung nach Art. 11 Abs. 1 EinfGPsychThG) durch den
Beklagten als maÃ�gebliche VergÃ¼tung fÃ¼r das Jahr 2000 stellt keinen VerstoÃ�
gegen die gesetzliche Begrenzung der zulÃ¤ssigen VergÃ¼tungserhÃ¶hung zur
GewÃ¤hrleistung der BeitragssatzstabilitÃ¤t dar. Ausgangswert ist nÃ¤mlich
insoweit der gesetzlich vorgesehene HÃ¶chstbetrag fÃ¼r 1999. Dass diese
Berechnung nicht durch Â§ 71 SGB V ausgeschlossen wird, macht die
GesetzesbegrÃ¼ndung deutlich, wonach sich die VerÃ¤nderung an den mit
allgemeinen Einkommenssteigerungen im Regelfall verbundenen ErhÃ¶hungen des
Beitragsaufkommens der Krankenkassen und damit an der Vermehrung ihrer
Einnahmen orientiert (vgl. BegrÃ¼ndung in BT-Ds 12/3608, S. 69 f).
Dementsprechend hat die Rechtsprechung ausdrÃ¼cklich darauf hingewiesen, dass
der Grundsatz der BeitragssatzstabilitÃ¤t lediglich dazu dienen soll, ErhÃ¶hungen,
die durch VerÃ¤nderungen bei den Praxiskosten, der Arbeitszeit sowie der Art und
dem Umfang der Ã¤rztlichen Leistungen veranlasst sein kÃ¶nnten, u.U. zu
begrenzen (BSG 16.7.03, aaO). Aus dem Grundsatz der BeitragssatzstabilitÃ¤t folgt
keine Pflicht zur zukÃ¼nftigen Festschreibung einer â�� wie hier durch die fehlende
AusschÃ¶pfung des HÃ¶chstbetrages â�� erzielten Einsparung.

DarÃ¼ber hinaus liegt ein VerstoÃ� gegen den Grundsatz der
BeitragssatzstabilitÃ¤t auch deswegen nicht vor, weil durch den Schiedsspruch
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weder eine BeitragssatzerhÃ¶hung erforderlich wurde noch eine Senkung der
BeitrÃ¤ge rÃ¼ckgÃ¤ngig gemacht werden musste. Das folgt bereits daraus, dass
der fÃ¼r 1999 gesetzlich vorgesehene HÃ¶chstbetrag (entsprechend der
Berechnung nach Art. 11 EinfGPsychThG Abs. 1) beitragsrelevant in dem Sinne war,
dass ihm entsprechende Beitragseinnahmen gegenÃ¼ber stehen mussten, denn
die Krankenkassen konnten nicht davon ausgehen, der HÃ¶chstbetrag werde nicht
ausgeschÃ¶pft. Eine Senkung des Beitragssatzes war daher nicht mÃ¶glich und ist
auch nicht erfolgt. Die durch den Beklagten vorgenommene Fortschreibung dieses
Betrages fÃ¼r das Jahr 2000 kann deswegen keine Auswirkung auf die HÃ¶he der
BeitrÃ¤ge haben, also auch keine BeitragssatzerhÃ¶hungen nach sich ziehen.

Die festgesetzte GesamtvergÃ¼tung ist auch nicht unter dem Gesichtspunkt der
Angemessenheit der VergÃ¼tung im Sinne des Â§ 72 Abs. 2 SGB V zu beanstanden.
Zwar ist die Erzielung einer angemessenen VergÃ¼tung der Regelung des Â§ 85
Abs. 3 SGB V immanent, aber die Vermutung spricht dafÃ¼r, dass eine vereinbarte
GesamtvergÃ¼tung angemessen ist (BSG 16.7.03, aaO, mwN). Eine solche
Vermutung spricht auch fÃ¼r die Angemessenheit der fÃ¼r das Jahr 1999
vorgesehenen Berechnung nach Art. 11 EinfGPsychThG Abs. 1. Diese setzt sich
zusammen aus zwei Teilen, nÃ¤mlich zum einen dem fÃ¼r die VergÃ¼tung
psychotherapeutischer Leistungen in der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung im Jahr
1996 aufgewendeten und um die nach Â§ 85 Abs. 3 SGB V fÃ¼r die Jahre 1997 und
1998 vereinbarten sowie der nach Art. 18 des GKV-SolidaritÃ¤tsstÃ¤rkungsgesetzes
fÃ¼r 1999 bestimmten VerÃ¤nderungen (Ziffer 1) und einem Ausgabevolumen, das
den im Jahr 1997 fÃ¼r psychotherapeutische Leistungen auÃ�erhalb der
vertragsÃ¤rztlichen Versorgung entrichteten VergÃ¼tungen entspricht (mit einer
HÃ¶chstbegrenzung), und unter Abzug der BetrÃ¤ge, die von der Krankenkasse als
Erstattungen fÃ¼r psychotherapeutische Leistungen aufgewendet worden sind
(Ziffer 2 iVm Abs. 3). Der nach Ziffer 1 zu berÃ¼cksichtigende Teil entspricht dem,
der vereinbart worden wÃ¤re, wenn es fÃ¼r diesen Bereich bereits eine
Vereinbarung gegeben hÃ¤tte. Die Vereinbarung hÃ¤tte nur von den bisher
erforderlichen Ausgaben ausgehen kÃ¶nnen. Der nach Ziffer 2 zu
berÃ¼cksichtigende Teil entspricht den bisher erforderlichen Ausgaben. Hier hat
der Gesetzgeber also keine Summe frei gegriffen, sondern sich so eng an den bisher
erforderlichen Ausgaben orientiert, dass die Berechnung die angemessene
VergÃ¼tung widerspiegelt. Dem widerspricht die Ausgestaltung als HÃ¶chstbetrag
nicht, denn gleichzeitig wurden Regelungen gegen ein zu starkes Absinken der
VergÃ¼tungen getroffen (Abs. 2 des Art. 11).

Die in Nr. 1.2 des Schiedsspruchs vorgenommene ErhÃ¶hung des (Sockel-)Betrags
um 1,2 % ist im Rahmen der VerÃ¤nderungsrate gemÃ¤Ã� Â§ 71 Abs. 3 SGB V in
HÃ¶he von 1,43 % geblieben.

Soweit die KlÃ¤ger vortragen, durch die Entscheidung des Beklagten seien sie
gegenÃ¼ber anderen KrankenkassenverbÃ¤nden benachteiligt, so ist bereits
zweifelhaft, ob es Aufgabe des Beklagten sein kann, einen Ausgleich zwischen den
einzelnen KrankenkassenverbÃ¤nden herbeizufÃ¼hren. Jedenfalls fehlt es an einer
Rechtsgrundlage fÃ¼r eine Pflicht zur BerÃ¼cksichtigung von
Ausgabenunterschieden zwischen den einzelnen KrankenkassenverbÃ¤nden bei
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Vereinbarung der GesamtvergÃ¼tung, die durch die Entscheidung des Beklagten
verletzt worden sein kÃ¶nnte.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 und 4 SGG in der bis 1. Januar
2002 gÃ¼ltigen und hier noch anzuwendenden Fassung.

Ein Grund fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 oder Nr. 2
SGG ist nicht gegeben.

Erstellt am: 03.03.2005

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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